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P R E S S E I N F O R M A T I O N

Studie der Identity Foundation zur „Demokratie in Europa“ 
in Zusammenarbeit mit der Universität Hohenheim

Europas Demokratie steht noch am Anfang

30 Prozent der EU-Parlamentarier beurteilen Ämtervergabe als undemokratisch – Zwei Drittel kritisieren mangelhafte politische Bildung und glauben, ein Türkei-Beitritt schwächt die EU-Demokratie

Brüssel, 19. September 2006. Das Projekt einer europäischen Demokratie steckt noch in den Kinderschuhen. Aus Sicht der EU-Abgeordneten liegen die Ursachen vor allem in der Schwäche des EU-Parlaments, einer undemokratischen Besetzung der Ämter und der mangelhaften politischen Bildung innerhalb der Mitgliedsstaaten. Hauptsächlich in den jüngeren Demokratien Osteuropas ist die politische Teilhabe der Bürger bisher höchstens ansatzweise verwirklicht. Diese Demokratiedefizite setzen sich auf EU-Ebene fort und eröffnen außerparlamentarischen Lobbygruppen einen wachsenden Einfluss – der von zwei Dritteln der Abgeordneten als Teil des europäischen Einigungsprozesses sogar gutgeheißen wird. Der noch am Anfang stehende europaweite Demokratisierungs-prozess könnte durch einen EU-Beitritt der Türkei in den Augen von 63,4 Prozent der Parlamentarier eine zusätzliche Schwächung erfahren.

Das sind die wichtigsten Ergebnisse der Studie „Demokratie in Europa“, die Untersuchung wurde im Auftrag der Identity Foundation Düsseldorf von der Universität Hohenheim, Lehrstuhl für Soziologie, Professor Eugen Buß, im Anschluss an die Studie „Quellen europäischer Identität“ durchgeführt. Die Generaldirektoren der Europäischen Kommission. Lebenslinien und Visionen einer europäischen Elite“ durchgeführt. Die Erhebung erfolgte im Zeitraum 2004/2005 als teil -standardisierte postalische Befragung unter 82 von insgesamt 732 EU-Parlamentariern. Die Ausschöpfungsquote  von 11,5 Prozent  gilt als repräsentativ.

Direkte Beteiligung kaum erwünscht: 

Drei Viertel der EU-Parlamentarier favorisieren eine

repräsentative demokratische Regierung

Die Akzeptanz politischer Entscheidungen der Europäischen Union ist im Wesentlichen von der Mitbestimmung und Beteiligung der Bürger am politischen Willensbildungsprozess abhängig. Gegenwärtig sprechen sich jedoch fast drei Viertel der EU-Parlamentarier (73,2 Prozent) dafür aus, dass Europa repräsentativ demokratisch regiert werden sollte, während nur 19,5 Prozent die weiter gefasste politische Teilhabe einer direkten Demokratie für praktikabel halten. 

Hintergrund dieses starken Votums gegen mehr direkte Beteiligung der EU-Bürger bildet eine sehr heterogene Einschätzung der demokratischen Basis der EU-Staaten. Die größte Stabilität sehen die EU-Abgeordneten in den alten Mitgliedsstaaten Deutschland, Frankreich, Großbritannien und den Benelux-Ländern sowie bei den Mitgliedern der zweiten Generation (hier vor allem in Irland und den skandinavischen Ländern). Die demokratischen Verhältnisse der Neuzugänge wie Litauen, Polen, Tschechien, Ungarn und Zypern werden dagegen als tendenziell instabil eingeschätzt.  
Politische Bildung? Mangelhaft!

Knapp 60 Prozent der Befragten kritisieren die Politik 

in den EU-Ländern als nicht transparent

Der „mündige Bürger“ ist in der EU eher eine Randerscheinung, denn die Regel. Zwei Drittel der EU-Parlamentarier (65,8 Prozent) sehen die politische Bildung in Europa nämlich nicht gewährleistet. Die notwendige Vereinheitlichung der politischen Systeme Europas liegt vor diesem Hintergrund gegenwärtig weitgehend in Händen einer Expertokratie. Dies entwertet die repräsentative Demokratie tendenziell, denn der politische Entscheidungsprozess wird fast vollständig von Parteien, Verbänden und Machtgruppen mit entsprechendem Wissenspotenzial vorangetrieben.

Ursache für dieses Gefälle dürfte nicht nur fehlendes Wissen sein, sondern auch mangelnde Transparenz. Lediglich ein Drittel der Parlamentarier hält das politische Geschehen in den Ländern der Europäischen Union im Sinne der demokratischen Kontrollrechte der Bürger für ausreichend plausibel und durchsichtig, während 59,5 Prozent der Befragten die Politik als nicht transparent einstufen. „Es ist eine Herausforderung für alle politischen Akteure, das Politikinteresse der Europäer wieder zu gewinnen und sie für europäische Themen zu sensibilisieren, denn nur so kann der Anspruch auf Volkssouveränität aufrechterhalten werden und sich eine staatsbürgerliche Aktivität entwickeln“, so die Einschätzung von Dr. Ulrike Fink-Heuberger, die die Studie an der Universität Hohenheim betreut hat. 

Die Rahmenbedingungen politischer Partizipation werden indes noch als ungenügend eingeschätzt. Weit über die Hälfte (58,5 Prozent) der EU-Parlamentarier beurteilt die Möglichkeiten der Bürger zur Teilhabe am politischen Geschehen als unzulänglich, fast ein Drittel davon sieht sie sogar überhaupt nicht gewährleistet. Diese Einschätzung wird sowohl von den Vertretern älterer als auch der jüngeren Mitgliedsstaaten geteilt. Am ehesten sehen sie die Bürgerbeteiligung noch in Ländern wie Schweden, Dänemark, Deutschland, den Niederlanden, Luxemburg und Großbritannien gegeben. Schlecht schneiden dagegen Griechenland, Polen, Italien, Tschechien und die Slowakei ab. Ambivalent fällt die Beurteilung Frankreichs aus. Hier sehen die EU-Abgeordneten einerseits eine starke Partizipation, andererseits werde diese aber auch – vermutlich durch die zentrale politische Organisation – behindert.

Lobbyisten profitieren vom politischen Vakuum: 

Über 60 Prozent der Abgeordneten begrüßen die Einflussnahme durch außerparlamentarische Interessengruppen

Der noch gering ausgeprägten politischen Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger steht ein wachsender Einfluss von außerparlamentarischen politischen, sozialen und wirtschaftlichen Interessengruppen gegenüber. So sind 62,1 Prozent der Befragten der Ansicht, dass der Lobbyismus für den europäischen Einigungsprozess eine große Bedeutung hat. Die so genannten „Pressure Groups“ werden demnach nicht mehr als kontraproduktiv für die politische Moral und demokratische Ordnung beurteilt, sondern als notwendige Akteure in der gesamteuropäischen Willensbildung – allerdings nur dann, wenn ein Höchstmaß an Transparenz der jeweiligen Interessenlagen gewährleistet ist. Ein Drittel misst der Lobbyarbeit im Integrationsprozess dagegen keine Bedeutung zu.

„Die Perspektiven der EU zur politischen Beteiligung sind insgesamt betrachtet gegenwärtig eher zweischneidig. Einerseits wünschen sich die Abgeordneten mehr politisches Engagement der Bürger, andererseits beschränkt sich diese Aufforderung eher auf die Teilnahme an den Parlamentswahlen als auf die Einbindung in einzelne Entscheidungsprozesse, denn stärkere basisdemokratische Züge der EU-Politik werden tendenziell abgelehnt“, so die Einschätzung von Dr. Ulrike Fink-Heuberger. 

30 Prozent betrachten Vergabe der Ämter als undemokratisch – Loyalität gilt hauptsächlich dem eigenen Land

Ein zwiespältiges Bild vermittelt auch die Besetzung der Entscheidungsämter innerhalb der EU. Gut die Hälfte der Abgeordneten schätzt diese Prozesse als wenig demokratisch ein, knapp 30 Prozent betrachten das Verfahren sogar explizit als undemokratisch. Nur ein Drittel der Befragten empfindet die Positionsverteilung als transparent und demokratisch. Defizite werden vor allem innerhalb der Europäischen Kommission und hier insbesondere hinsichtlich der Wahl des Kommissionspräsidenten gesehen sowie bei der Ämterbesetzung im Ministerrat.

Die Loyalität der EU-Politiker wird nach wie vor stark von der Möglichkeit zur Umsetzung nationaler Interessen geprägt. Mehr als die Hälfte (54,9 Prozent) der Befragten sieht eine deutliche Verpflichtung der Parlamentarier gegenüber dem eigenen Land, während nur ein Drittel (36,5 Prozent) die transnationale Bündelung von Interessen als Maßstab der politischen Aktivitäten erkennt. 

Nur die Hälfte der Abgeordneten ist von der politischen Stärke des Europäischen Parlaments überzeugt

Gut die Hälfte der EU-Abgeordneten schätzt die legislative Kraft des Europäischen Parlaments als eher stark bis sehr stark ein, während gut ein Drittel dem Gremium nur schwache Entscheidungskompetenzen bescheinigt. Grund für diese Einschränkung könnte unter anderem sein, dass das Gesetzgebungsverfahren vom Vorschlagsrecht der Kommission und vom Ministerrat dominiert wird. So sieht denn auch ein Drittel der Befragten die Gesetzgebungskompetenz des Parlaments als überhaupt nicht verwirklicht an, dagegen ist dies für 40,2 Prozent der Abgeordneten durchaus der Fall. Zwiespältig fällt auch die Beurteilung der Kontrollrechte aus. 44 Prozent der Abgeordneten sehen diese als verwirklicht an, während genau die Hälfte sie als eher schwach beurteilt. Im Hinblick auf die Haushaltsrechte ergibt sich annähernd ein Patt. 48,7 Prozent sehen diese eher nicht bis gar nicht umgesetzt, für 45,1 Prozent ist dies jedoch der Fall.

Die Zukunft der Europäischen Union: 78 Prozent betrachten 

die EU-Verfassung als unbedingt notwendig

Die Wichtigkeit einer gemeinsamen europäischen Verfassung steht für die Parlamentarier außer Frage. So betrachten 78 Prozent der Befragten diese als unbedingt notwendig, um den europäischen Einigungsprozess voranzubringen. Nur 4,9 Prozent finden die Verfassung nicht notwendig.

Deutlich differenzierter fällt das Votum bei der Frage, ob Europa jemals eine von allen Bürgern gemeinsam gewählte Regierung haben wird, aus. Ein Viertel der Befragten glaubt, dass dies nie der Fall sein wird. Gut ein Drittel dagegen gibt sich optimistisch und rechnet mit einer Zeitspanne von 20 Jahren oder weniger bis zur Realisierung. 17,1 Prozent halten eine solche Wahl in 50 Jahren für möglich. Immerhin 20 Prozent konnten diese Frage überhaupt nicht beantworten.

Sogar weit über ein Drittel der Befragten hatte kein Bild von den möglichen Demokratiedefiziten der Europäischen Institutionen, nur ein gutes Prozent sah definitiv keine. Größter Schwachpunkt ist für 13,4 Prozent der Parlamentarier die Außenpolitik, gefolgt von den Strukturen des Ministerrats (12,2 Prozent) und der Agrarpolitik (11 Prozent). Auf den weiteren Rängen folgen die Wahl des Kommissionspräsidenten und die Gesetzgebung mit jeweils 6,1 Prozent sowie die Arbeit der Europäischen Kommission (4,9 Prozent).

63,4 Prozent glauben, ein Türkei-Beitritt schwächt 

die EU-Demokratie
Die EU-Osterweiterung wird von knapp zwei Dritteln der Abgeordneten positiv eingeschätzt, das verbleibende Drittel sieht in den neuen Mitgliedern jedoch eine potenzielle Schwächung der EU. Sehr viel negativer wird ein möglicher EU-Beitritt der Türkei bewertet. 63,4 Prozent der Befragten rechnen in diesem Fall mit einer Schwächung des europäischen Demokratisierungsprozesses, nur 20,8 Prozent gehen von einer Stärkung aus.

„Die demokratische Basis der Europäischen Union erweist sich gegenwärtig als relativ fragiles Gebilde. Die Integration der noch jungen Demokratien im Zuge der Osterweiterung wird als Herausforderung und Chance zugleich gesehen, tendenziell jedoch als Stärkung der gesamten EU-Demokratie bewertet. Vor diesem Hintergrund ist auch die sehr negative Haltung zu einem Beitritt der Türkei zu sehen, denn sicherlich stellen sich viele EU-Parlamentarier die berechtigte Frage, ob die EU mit ihren eigenen Demokratiedefiziten in der Lage ist, einen so wenig gefestigten Beitrittskandidaten zu integrieren, ohne dabei selbst an Substanz zu verlieren“, so Dr. Ulrike Fink-Heuberger abschließend.





Die Studie kann im Internet als pdf-Datei herunter geladen oder 
bei der Identity Foundation angefordert werden. 
Identity Foundation

Die Identity Foundation in Düsseldorf wurde 1998 von Paul J. Kohtes und seiner Frau Margret Kohtes gegründet. Die gemeinnützige Stiftung hat es sich zum Ziel gesetzt, das Thema Identität wissenschaftlich zu erforschen. Zu den Stiftungsaktivitäten gehört auch die Verleihung des „Meister- Eckhart-Preis“, mit dem im vergangenen Jahr in Berlin der wichtigste deutsche Sprachphilosoph Ernst Tugendhat ausgezeichnet wurde. Die vorherigen Preisträger waren der französische Ethnologe Claude Lévi-Strauss (2003) und der amerikanische Philosoph Richard Rorty (2001).
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